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Kurzfassung – Das 2017 verabschiedete Onlinezugangsgesetz 
(OZG) setzt v.a. Kommunalverwaltungen unter Druck, ihre 
Verwaltungsleistungen möglichst schnell digital verfügbar und 
bearbeitbar zu machen. Je nach „Digitalisierungstiefe“ erfordert 
die spezifische Räumlichkeit und Zeitlichkeit digitaler 
Infrastrukturen allerdings nicht nur technische Lösungen. 
Zentral für den Erfolg bei der Umsetzung des OZG sind daher 
Governance-Konstellationen. Der Aufsatz rekonstruiert 
empirisch die unterstützenden und hemmenden Governance-
Konstellationen für den Prozess der Digitalisierung des 
Bauantragsverfahrens auf kommunaler Ebene in Baden-
Württemberg und identifiziert theoriegeleitet zentrale 
Spannungsfelder kommunaler Digitalisierung.   

Stichworte – Onlinezugangsgesetz, Verwaltungsdigitalisierung, 
(Mehrebenen-)Governance  

NOMENKLATUR 
OZG Onlinezugangsgesetz 

IV## Interview ID 

FITKO Föderale IT-Kooperation 

LeiKa Leistungskatalog der öffentlichen 
Verwaltung 

I. EINLEITUNG 
Die Entwicklung digitaler Technologien ermöglicht das 

Imaginieren unterschiedlichster Anwendungsfelder in 
Städten. ‚Intelligente‘ Verkehrssteuerungssysteme, digitale 
Kommunikation mit BürgerInnen oder Sensorik im Stadtraum 
und daraus resultierende Datenmengen, die das Verwalten und 
Regieren der Bevölkerung effizienter, effektiver oder gar 
‚evidenzbasierter‘ gestalten sollen. Neben diesen vielfältigen 
Schnittstellen zum Thema Digitalisierung, welche Kommunen 
in Deutschland potenziell betreffen, sind Kommunen durch 
das 2017 verabschiedete Onlinezugangsgesetz (OZG) vor 
allem als Verwaltungen angesprochen, sich mit dem Thema 
auseinanderzusetzen. Je nach „Digitalisierungstiefe“ [1, p. 11] 
erfordert die spezifische Räumlichkeit und Zeitlichkeit 
digitaler Infrastrukturen nicht nur technische Lösungen. Vor 
dem Hintergrund historisch gewachsener Ressortstrukturen in 
Verwaltungen, identifiziert eine Erhebung der Hans-Böckler-
Stiftung [1, p. 33] entsprechend das Feld der „Governance und 

Kollaboration“ als drittgrößte Herausforderung, mit der sich 
Bürgerämter in Deutschland beim Thema der 
Verwaltungsdigitalisierung konfrontiert sehen. Zum einen mit 
Blick auf die vertikale Einbettung innerhalb eines politischen 
Mehrebenensystems [2] [3, p. 6], welches bundes- und 
landesspezifische Anforderungen an Kommunen stellt, von 
diesen aber aufgrund unklarer Zuständigkeiten als wenig 
koordinierend oder unterstützend wahrgenommen werden 
(IV17:75-76 „keine ordnende strukturierende Hand“, IV19:70 
„abgespeist“). Zum anderen mit Blick auf die reale 
Ausgestaltung vor Ort, welche durch eine interne 
Differenzierung der Verwaltungsstruktur geprägt wird und 
dadurch, wie sich horizontale Abhängigkeiten mit anderen 
Behörden und Stakeholdern darstellen. Entsprechend 
gestalten die lokalspezifischen und historisch gewachsenen 
(digitalen) Infrastrukturen zur Bearbeitung von 
Verwaltungsprozessen, aber auch Verwaltungsstrukturen und 
-zuständigkeiten mit, wie Digitalisierung vor Ort Ausdruck 
finden und überhaupt bearbeitbar werden kann.  

Ferner sind Städte nicht ‚nur‘ Verwaltungen und haben 
teilweise weitergehende Ansprüche, Digitalisierung 
auszugestalten. Digitalisierungsprojekte sind entsprechend 
lokal sehr unterschiedlich und deren Umsetzungsqualität 
hängt auch davon ab, welche Akteurskonstellationen sich dem 
Thema annehmen, wie und ob Budgets freigegeben werden, 
und welche Motivationen oder strategischen Orientierungen, 
explizit oder implizit, vorliegen. Digitalisierungsprojekte 
seien lokal häufig abhängig von sporadischen Präferenzen und 
Entscheidungen einzelner Personen auf Führungs- oder 
Entscheidungsebene, während eine tragfähige Koalition der 
Befürworterschaft häufig fehle [3, p. 6]. 

Kommunale Digitalisierung ist mehr als die Überführung 
analoger Daten und Prozesse in die digitale Domäne. 
Digitalisierung besitzt einen ideativen Überschuss, d.h. der 
Prozess ist ideen-, wert und prinzipiengeleitet. Er inkludiert – 
empirisch in unterschiedlicher Intensität – eine Vision des 
Digitalen, die notwendig vernetzt und sphären- sowie 
domänenübergreifend ist. Zudem ist Digitalisierung nicht nur 
Technologie, sondern auch Interaktion und zwar zwischen den 
NutzerInnen und der digitalen Technologie. Es bilden sich 
sozio-technologische Systeme aus, deren Erfolg auch von den 
Einstellungen und Motivationen der Nutzer*innen abhängig 
ist. Deshalb verfolgt unser Projekt einen interdisziplinären 
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Ansatz. Es nutzt den Nukleus einer Case Study – die Analyse 
der Implementation des digitalen Bauantrages im Zuge der 
Einführung des Digitalen Bauamtes in Ludwigsburg im 
Kontext des OZG – und ergänzt diese „Tiefenbohrungen“ um 
weitere Transformationsfälle, die empirisch und über Desk 
Research erschlossen werden. Der vorliegende Aufsatz 
fokussiert vor dem skizzierten Hintergrund auf ein Projektziel:  
unterschiedliche Governance-Konstellationen zu beschreiben, 
mittels derer unterschiedliche kommunale ‚Digitalisierungen‘ 
produziert wurden. Konkreter sollen unterschiedliche 
Strukturmerkmale und Akteurskonstellationen als 
„Erfolgsfaktoren“ beschrieben werden (Abs. V, B). In 
Vorbereitung dieser Analyse identifizieren wir zuvor 
prototypische Spannungsfelder, die u.a. den situativen, 
institutionellen, rechtlichen Kontext kommunaler 
Digitalisierungsprozesse darstellen und ihren Erfolg 
systematisch beeinflussen (Abs. V, A). Grundlage hierfür ist 
ein interdisziplinärer mixed methods Forschungsansatz (Abs. 
II). Weitere Informationen zu den Teilprojekten des 
Konsortialpartners vhw Bundesverband Wohnen und 
Stadtentwicklung findet sich unter [4]. 

II. THEORIE UND METHODIK 
Das Forschungsprojekt verfolgt einen interdisziplinären 

Theorieansatz, der empirisch mit einem mixed methods 
Approach umgesetzt wird.  

A. Governance 
In der Literatur findet sich die Position, dass die 

Ausgestaltung der (Mehrebenen-)Governance starken 
Einfluss auf die Qualität der Umsetzung von kommunalen 
Digitalisierungsstrategien besitzt [2] [3]. Dieser Spur folgen 
wir im Projekt und „schneiden“ hierfür mehrere 
Governancekonzepte zu einem analytischen Tool.  

Das Konzept der „Governance“ umfasst den Versuch einer 
„realitätsgerechter[en]“ Beschreibung einer kontingenten 
politischen Wirklichkeit [5, p. 7], in welcher eine Vielzahl von 
staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren bei der 
Aushandlung sozialer Probleme involviert sind [6, pp. 15-16]. 
In normativer Wendung setzt es einen Rahmen für eine 
‚angemessenere‘ Form des Regierens dieser inhärenten 
Vielfältigkeit sozialer Probleme. Nach Mayntz bedeutet 
‚Governance‘ weniger ‚Steuern‘ als vielmehr die analytische 
Sensibilität für die „wie auch immer zustande gekommene 
Regelungsstruktur und ihre Wirkung auf das Handeln der ihr 
unterworfenen Akteure“ [5, p. 5]. Damit impliziert 
Governance stets eine „Doppelnatur“ aus Prozess zur 
Herstellung von Regelsystemen sowie ihrer ermöglichenden 
oder einschränkenden Wirkung auf Handeln. Als Orientierung 
dient dabei zum einen der von Mayntz & Scharpf vorgestellte 
Akteurszentrierte Institutionalismus [7], um die vorliegenden 
Aktivitäten als Akteurskonstellationen zu beschreiben. Diese 
gehen aus einem spezifischen institutionellen Kontext hervor, 
welcher bestimmte und nicht andere Interaktionsformen 
ermöglicht.  

Zum anderen sollen in Anlehnung an Jan Kooiman [6] 
punktuell unterschiedliche Governance-Ebenen identifiziert 
und ihr Zusammenspiel in den Blick genommen werden. Sie 
beschreiben unterschiedliche qualitative Bearbeitungsebenen, 
auf denen ein bestimmtes Thema bzw. die Adressierung eines 
gesellschaftlichen Problems ihren Ausdruck finden. In der 
Praxis lassen sich die Ebenen nicht immer klar voneinander 
trennen, sie können aber einen Orientierungsrahmen bilden, 
um die vorliegenden Aktivitäten einzuordnen.  

1) First Order Governance 
Nach Kooiman umfasst die erste Governance-Ebene das 

Zusammenspiel verschiedener Akteure, um ein spezifisches 
Problem auf einer alltäglichen Basis zu bearbeiten [6, p. 135]. 
Die Qualität der Bearbeitung wird mitgestaltet durch den 
institutionellen Rahmen, innerhalb dessen diese stattfindet. 
Mit anderen Worten, auf der ersten Governance-Ebene 
werden institutionelle Regelungen der zweiten Ebene 
„angewandt“ [8, p. 20], um ein Problem zu identifizieren, 
abzugrenzen und zu adressieren. Die Definition bei Kooiman 
ist sehr allgemein, sodass First Order Governance in der 
Planungsliteratur auch als Umsetzungsebene bzw. 
„Durchführungsplanung“ verstanden wurde [9]. 

2) Second Order Governance 
Die zentralen Elemente der zweiten Governance-Ebene 

bilden Institutionen, also Systeme von Regeln, Gesetzen, 
Rechten, Normen, Organisationen, Überzeugungen und 
Rollen. Die Liste ließe sich weiterführen, entscheidend ist: Sie 
setzen den institutionellen Rahmen, innerhalb dessen 
Governance-Aktivitäten auf der ersten Ebene stattfinden 
können.  

3) Meta-Governance (Third Order) 
Die dritte Governance-Ebene umfasst Prinzipien und 

Werte, entlang derer Governance-Aktivitäten auf der zweiten 
sowie ersten Ebene letztlich ausgerichtet und bewertbar 
gemacht werden.  

Im weitesten Sinne ist Meta-Governance bei Kooiman der 
„process in which the discussion, formulation and application 
of values, norms and principles for governance takes place” 
[10, p. 1761]. Die Ebene der Meta-Governance umfasst in der 
Governance-Praxis also Prinzipien und Werte, die die 
Grundlage für spezifische (und nicht andere) Governance-
Konstellationen bilden oder eine Neuausrichtung entlang 
dieser Werte erlauben. Diese können explizit oder implizit 
vorliegen. Die Ebene der Meta-Governance ist bei Kooiman 
nicht eindeutig definitorisch abgesteckt. Studien im Feld der 
Governance-Forschung verwenden die Ebene vorwiegend im 
Sinne „government plus governance“ [10, p. 1774]. D.h., es 
wird tendenziell eine Rolle der „meta-governors“ impliziert, 
die durch staatliche Stellen verkörpert werden. Das 
Verständnis von Meta-Governance in diesem Aufsatz 
orientiert sich an diesem Verständnis, ist aber enger angelegt 
und soll als (explizit oder implizit vorliegende) Werte und 
Ziele verstanden werden, die Institutionalisierungen auf der 
zweiten bzw. Handlungen auf der ersten Governance-Ebene 
anleiten oder (un)möglich machen. Dies liegt näher an einer 
Verwendung des Konzeptes in der Planungsliteratur, wonach 
Meta-Governance durch „Leitbilder“ verkörpert wird [9]. 

B. Techniksoziologie & Science and Technology Studies 
Ergänzend nimmt unser Theorieframework Bezug auf 

Ansätze der Techniksoziologie, welche seit den späten 1980er 
Jahren zunehmend den prozessualen Charakter von Technik 
in den Blick nehmen. Dies kann nachvollziehbar machen, 
warum Digitalisierungsprozesse in der lokalen Ausgestaltung 
Veränderungen durchlaufen und z.T. starke Unterschiede 
aufweisen. Der deutsche Soziologe Werner Rammert versteht 
Technik beispielsweise als einen „Prozess der Technisierung“ 
[11], [12, p. 129]. Diese Definition verweist auf das in 
techniksoziologischen Ansätzen stets betonte enge 
Wechselverhältnis zwischen Technik und dem sozialen, 
kulturellen Kontext, innerhalb dessen sich diese entwickelt, 
durchsetzt (oder auch nicht) und Anwendung findet. Trotz der 
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Heterogenität des Feldes, destabilisieren techniksoziologische 
Ansätze tendenziell technodeterministische Annahmen, nach 
welchen menschliche Entwicklung mit technologischen 
Entwicklungen gleichgesetzt werden könne und einem 
linearen Entwicklungspfad folge. In der heutigen 
Techniksoziologie wird die Trennung selbst zwischen 
Technik und Sozialem zunehmend in Frage gestellt, sodass 
man beispielsweise von soziotechnischen Konstellationen 
[11] oder soziotechnischen Systemen [13, p. 574] spricht, in 
denen sich Handlungsträgerschaft auf Mensch und Technik 
verteilt. Damit kritisierte man technikessentialistische 
Lesarten technischer Objekte als dem Sozialen enthobene 
Entitäten und stellte analytische Instrumente zur Verfügung, 
die das Wechselverhältnis integriert bearbeitbar machen 
sollten. 

Digitalisierung funktioniert nicht ohne Technik, beschreibt 
aber weitaus mehr als nur ihre technische Grundlage. Digitale 
Technologien, ihre Infrastrukturen und die Möglichkeiten, die 
sie anbieten, sind entsprechend keine fixen Entitäten, die als 
passives Objekt von Governance-Praktiken zu verstehen sind. 
Ihre Entwicklung, Gestalt und ihre ‚angemessene‘ 
Verwendung unterliegen einem fortlaufenden Wandel, der 
nicht linear verläuft, sondern durch Brüche, Aneignungen, 
Stabilisierungen oder Pfadabhängigkeiten charakterisiert ist 
sowie diskursive Zukunftsbilder mitgestaltet und von diesen 
geprägt ist. 

Entlehnt aus Ansätzen der Techniksoziologie und Science 
and Technology Studies, soll Digitalisierung in diesem 
Aufsatz entsprechend nicht nur als technisches, sondern auch 
(!) als ein sozial konstruiertes Phänomen verstanden werden 
[14]. Eines, das nicht einfacherweise de novo geplant werden 
kann, sondern auf eine „installierte Basis“, d.h. bereits 
vorhandene organisationale, technische und institutionelle 
Anordnungen trifft [15, p. 113]. Die konkrete Ausgestaltung, 
sein Lösungshorizont und die in der Folge als angemessen 
empfundene Umsetzung eines digitalen Wandels und dafür 
eingesetzte Technologien sind entsprechend durch involvierte 
Akteure (1) sowie einen institutionellen Kontext (2) geprägt 
[16]. Den Ausgangspunkt für diese eher konstruktivistisch 
angelegte Technikforschung bilden „relevant social groups“ 
[16, p. 26]. Technik, ihre Entwicklung und Implementierung 
haben unterschiedliche Bedeutungen für soziale Gruppen. 
Dabei ist auch von Interesse, welche ExpertInnen bei 
Konsultation und Bewertung technologischer 
Implementierungen herangezogen werden. Ob Digitalisierung 
von Beteiligten also als ein vornehmlich technisches, 
ökonomisches, organisatorisches oder politisches Problem 
artikuliert und behandelt wird, wird auch im Kontext 
unterschiedlicher Akteurskonstellationen verhandelt [17]. 

Die den Governance-Aktivitäten zugrundeliegende 
Technik (als Objekt der Governance) ist jedoch nicht beliebig 
und ‚nur‘ durch soziale Interessen gestaltet [18]. 
Freiheitsgrade bei der technologischen Implementierung 
werden auch durch (digitale) Technologien, Infrastrukturen 
und ihre spezifischen Funktionsweisen geprägt, 
beispielsweise dann, wenn bestimmte technische 
Schnittstellen, intentional oder nicht, Kontrolle über 
Ressourcen wie Marktzugang ausüben und kommunale 
Akteure in der Folge in ihren Entscheidungen (auf andere 
Systeme umzusteigen) eingeschränkt sind [19, p. 4], [20]. 
Oder dann, wenn plattformbasierte Technologien und ihre 
Affordanzen (d.h. Handlungsangebote) andere Formen der 

organisatorischen Zusammenarbeit nahelegen und routinierte 
Abläufe in Frage stellen. 

C. Forschungskonzept und empirische Analysen 
Grundlage dieses Aufsatzes sind die im 

September/Oktober 2021 und März 2022 durchgeführten 
Interviews mit Mitgliedern aus dem Gemeinderat sowie 
Fachbereichs- und Referatsleitungen (n=17). Zur Auswertung 
genutzt werden ein ground theory inspirierter Ansatz der 
Kategorienbildung [21] und sozialwissenschaftliche 
Hermeneutik [22]. Punktuell werden außerdem Erkenntnisse 
aus Gesprächen mit den Mitarbeitenden des Bürgerbüro 
Bauens und Projektbeteiligten des Digitalen Bauamtes 
hinzugezogen, jedoch nur soweit sie das Thema Governance 
berühren. Darüber hinaus finden Desk-Recherchen zum 
politischen Rahmen kommunaler Digitalisierung und eine 
Sichtung der Forschungsliteratur zum Thema E-Government, 
Smart Cities und (digitaler) Infrastruktur in diesem Aufsatz 
Beachtung. 

Die folgende ABBILDUNG 1 visualisiert das 
Forschungskonzept des gesamten Projekts.  

 

ABBILDUNG 1: DAS FORSCHUNGSKONZEPT DES PROJEKTS. 

III. DER ANFORDERUNGSKONTEXT: DAS OZG 
Deutschland rangiert beim Thema Digitale Verwaltung in 

einschlägigen Rankings in der Regel auf den hinteren Plätzen 
[23, pp. 30-31]. Auch das 2013 in Kraft getretene E-
Government-Gesetz und eine darauffolgende Evaluation aus 
dem Jahre 2018 offenbarte die Schwierigkeiten, eine föderal 
fragmentierte Verwaltungslandschaft ineinander zu 
integrieren (BT-Drucksache 19/10310). Projekte, wie die 
elektronische Gesundheitskarte, der elektronische 
Personalausweis oder rechtssichere Übertragungssysteme 
(De-Mail), gelten weitgehend als nicht erfolgreich, sodass 
Stimmen aus den Verwaltungswissenschaften eine 
„Geschichte des Scheiterns“ konstatieren [24, p. 415]. 

Das „Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu 
Verwaltungsleistungen“ ist der jüngste Versuch des 
Gesetzgebers, die digitale Verwaltung voranzutreiben. Es 
verpflichtet den Bund, die Länder und die Kommunen bis zum 
Ende des Jahres 2022 dazu, ihre Verwaltungsleistungen 
elektronisch anzubieten, eingebettet in eine entsprechende IT-
Infrastruktur, die Nutzern einen einfachen Zugriff darauf 
ermöglicht. Kommunen sind als Vollzugseinheit der meisten 
Verwaltungsleistungen besonders stark vom OZG betroffen, 
s. ABBILDUNG 2. 
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ABBILDUNG 2: ÜBERSICHT DER ZUSTÄNDIGKEITEN VON 
VERWALTUNGSLEITUNGSLEISTUNGEN BEI BUND, LÄNDERN UND 
KOMMUNEN. QUELLE: BMI. 

Als Maßstab zur Erfüllung gilt ein Reifegradmodell mit 
vier bzw. fünf unterschiedlichen Stufen, s. ABBILDUNG 3.  

 

ABBILDUNG 3: DAS REIFEGRADMODELL DES BMI 

Das Gesetz selbst legt nicht eindeutig fest, ab wann 
Verwaltungsleistungen „elektronisch“ vorliegen. Ein 
Beschluss des IT-Planungsrates legt nahe, dass für eine OZG-
konforme Umsetzung zum Ende der Frist mindestens die 
Stufe 3 des Reifegradmodells erforderlich ist [25, 26]. Im 
Reifegradmodell bedeutet dies, dass die Leistung 
„einschließlich aller Nachweise vollständig digital 
abgewickelt werden kann“ und Bescheide ebenso digital 
zugestellt werden (Online unter: 
https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundla
gen/info-ozg/info-reifegradmodell/info-reifegradmodell-
node.html (zuletzt abgerufen am 01.07.2022)). Das OZG 
orientiert sich hierbei an der Perspektive der 
Antragsstellenden. Für Verwaltungen bedeutet dies also a) die 
Annahme digitaler Dokumente zu ermöglichen und b) den 
digitalen Versand eines Bescheides rechtssicher gestalten zu 
können. Alles, was dazwischen passiert, ist im OZG nicht 
näher geregelt. 

Grundlage für das OZG bildet der OZG-
Umsetzungskatalog, welcher die über 7.000 
Verwaltungsleistungen des Leistungskataloges der 
öffentlichen Verwaltung (LeiKa) zu 575 OZG-
Leistungsbündeln zusammenfasst. Der aktuelle 
Umsetzungskatalog ist auf der Informationsplattform der 
FITKO bzw. des BMI zu finden. Der Bereich ist nur nach 
Anmeldung zugänglich: https://informationsplattform.ozg-
umsetzung.de (zuletzt abgerufen am 01.07.2022). Die OZG-
Bündel sind in 14 Themenfelder gegliedert und letztere 
wiederum in einzelne Lebenslagen unterteilt (Online unter: 
https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundla
gen/info-ozg/info-leistungen/info-leistungen-node.html 
(zuletzt abgerufen am 01.07.2022)). 

Das OZG behandelt Verwaltungsdigitalisierung relativ 
eng unter zwei Aspekten: BürgerInnen sind vor allem 
Nutzende von Verwaltungsleistungen. Entsprechend bedeutet 
der Fokus auf BürgerInnen in diesem Kontext die 

Nutzungsfreundlichkeit von Antragsstellungen (oder seltener, 
die automatisierte Zustellung von Verwaltungsleistungen). 
Die Rolle der Verwaltungen wiederum wird tendenziell auf 
die Bereitstellung von Verwaltungsleistungen reduziert. 

IV. DAS FALLBEISPIEL: LUDWIGSBURG UND DAS DIGITALE 
BAUAMT 

A. Ludwigsburg 
Das Bauamt der Stadt Ludwigsburg ist Konsortialpartner 

des Projekts. Die Stadt wurde als Case Study ausgewählt, weil 
sie hinsichtlich der Umsetzung des Reifegradmodells des 
OZG im digitalen Bauantragsverfahren / digitalen Bauamt 
ambitioniert ist und potentiell das gesamte Spektrum des 
eingangs skizzierten weiten Digitalisierungsverständnisses 
abbildet.  

Ludwigsburg ist eine mittelgroße Stadt in Baden-
Württemberg in der Metropolregion Stuttgart. Sie ist die 
Kreisstadt des Landkreises Ludwigsburg und mit knapp 
94.000 Einwohnern die größte Mittelstadt (20.000 – 99.999 
EW) und insgesamt zehntgrößte Stadt in Baden-Württemberg. 

B. Der digitale Bauantrag & das digitale Bauamt 
Das Projekt des digitalen Bauamtes ging auf 

unterschiedliche Rahmenbedingungen zurück. Zum einen 
kam es 2019 zu einer Novelle der Landesbauordnung in 
Baden-Württemberg. Diese legte einen gesetzlichen Anspruch 
für die Einreichung digitaler Antragsdokumente fest, sodass 
ab Januar 2022 Anträge nicht mehr in analoger Form 
eingefordert werden können (IV22:82). Hinzu kam die 
Pandemie, welche das Arbeiten von zu Hause notwendig 
machte. Auf der anderen Seite gab es nach wie vor das OZG. 
Im Bürgerbüro Bauen entschied man sich entsprechend, 
diesen Rahmen als „Chance“, „proaktiv“ zu nutzen (IV19:4), 
die Digitalisierung der Baugenehmigung „größer [zu] denken“ 
(IV23:20) und sich nicht auf den gesetzlichen 
Mindestanspruch zu beschränken (ebd.:18). Aus dem 
Bürgerbüro Bauen heraus entstand so die Idee eines Projektes 
des Digitalen Bauamtes. Dieses umfasst verschiedene 
Teilprojekte, wovon die Digitalisierung des 
Bauantragsverfahrens aktuell (Stand Juni 2022) den größten 
Raum einnimmt. 

Das Projekt des digitalen Bauamtes wird, vor allem in 
Form des OZG-Koordinators, von Seiten der 
Organisationsentwicklung (Fachbereich Organisation und 
Personal) begleitet. Dieser begleitet den Prozess, neben 141 
anderen in Ludwigsburg zu digitalisierenden 
Verwaltungsleistungen, unter Aspekten der 
Prozessentwicklung (IV19:8). Als Projektmanager koordiniert 
er zwischen seinem Fachbereich (Organisation & Personal), 
einer stellvertretenden Person aus dem Fachbereich 
Digitalisierung & IT, sowie dem „Kernteam“ aus dem 
Bürgerbüro Bauen, welches aus Stellvertretenden aller am 
Baugenehmigungsprozess beteiligten Berufsgruppen besteht 
(Baurecht, Bauverständige, Assistenz). Das Projekt nimmt an 
dieser Stelle die bereits im Bauamt etablierte interdisziplinär 
organisierte Bearbeitungsform auf, mit welcher in 
Ortsgruppen Bauanträge bearbeitet werden. Eine 
Projektlenkungsgruppe besteht ferner aus einem Stellvertreter 
des Stadtplanungsamtes, der Leitung des für das Bürgerbüro 
Bauen verantwortlichen Dezernats (IV) sowie der Leitung des 
Bauamtes. 
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V. ERSTE EMPIRISCHE ERGEBNISSE 
Der folgenden Analyse liegen 17 leitfadengestützte 

Interviews zugrunde (vgl. Abb. Forschungskonzept), die 
inhaltlich codiert und hermeneutisch analysiert wurden [21], 
[22]. Die so gewonnenen Aussagen wurden in den Kontext des 
theoretischen Rahmens – Governance, Techniksoziologie, 
Science & Technology Studies – gestellt. Ziel war es, 
hierdurch – sowie angereichert um die Ergebnisse des Desk 
Research – die erkenntnistheoretischen Grenzen einer Case 
Study zu überwinden und zu generalisierten Aussagen zu 
kommen.  

Im Folgenden verzichten wir auf die Mikroanalyse und 
präsentieren maßgeblich die generalisierten Aussagen zu den 
zwei Erkenntnisinteressen dieses Papiers: Erstens die 
zentralen Spannungsfelder, die die Digitalisierung der 
kommunalen Verwaltung bzw. die kommunalen 
Digitalisierungsprozesse bestimmen (A). Zweitens 
identifizieren wir – noch tentativ – Erfolgsfaktoren 
kommunaler (Verwaltungs-)Digitalisierung (B).  

A. Spannungsfelder 
Im Folgenden sollen einige generalisierte Spannungsfelder 

skizziert werden, die bei der Gestaltung kommunaler 
Digitalisierungsprozesse relevant werden können. Zum einen 
können sie Tendenzen darstellen, entlang derer 
Digitalisierungsprojekte verortet oder primär bearbeitet 
werden können. Zum anderen ließe sich hypothetisch 
formulieren, dass die Wirksamkeit von Governance-
Konstellationen dadurch mitgestaltet wird, wie gut sie mit den 
Spannungsfeldern umgehen und diese bearbeitbar halten 
kann.  

1) Querschnittsaufgaben vs. Ressortaufgaben  
Digitalisierungsprojekte in Kommunen und ihren 

Verwaltungen lassen sich grob entlang eher 
gesamtstädtisch/querschnittsorientierter und eher 
fachbehördlich orientierter Bezugsrahmen einteilen. Da 
Verwaltungen eine historisch gewachsene Ressortstruktur 
aufweisen, lässt sich eine Tendenz in Verwaltungen 
beobachten, Digitalisierungsprojekte in ähnlicher Weise zu 
ordnen. Das Verkehrsamt plant digitale Mobilität, das Bauamt 
digitale Bauanträge, die Geschäftsstelle verteilt digitale Geräte 
an ihre Verwaltungsmitarbeitenden und 
Gemeinderatsmitglieder. All diese Projekte können 
unabhängig voneinander ‚Erfolg‘ haben. Es kommt aber vor, 
dass A) entweder punktuelle Berührungspunkte zwischen den 
Projekten entstehen müssen (z.B. wenn die Bearbeitung einer 
digitalen Baugenehmigung auch die Mitarbeit einer daran 
beteiligten Behörde erfordert) oder B) Gesamtstrategien 
existieren, die Anforderungen an die Einzelprojekte stellen. 
Diese können innerhalb der Verwaltung vorliegen, aber 
ebenso durch gesetzliche Anforderungen von Bund und Land 
verkörpert werden. Das Spektrum von 
Digitalisierungsprojekten oder -visionen muss also eine 
Ordnung, eine Hierarchie erhalten. Gesamtstädtisch 
entwickelte Strategien können von Fachbehörden nicht 
umgangen werden. Als Schnittstelle könnten 
Querschnittseinheiten (Digitalisierungsbeauftragte / IT / CDO 
/CIO; Beiräte; Referate; Ausschüsse etc.) agieren. Diese 
übersetzen bestenfalls zwischen Ideen der Einzelprojekte und 
einer Integration in gesamtstädtische Systeme. 

 

2) Zentrale Planung/Steuerung vs. dezentrale 
Planung/Steuerung 

Dem oben eher territorial angelegten Bezugsrahmen ließen 
sich außerdem weitere Spannungsfelder zuordnen: so das 
zwischen zentraler Planung und Steuerung auf 
gesamtstädtischer Ebene versus dezentraler Planung und 
Steuerung auf fachlicher Ebene. Vor allem top-down 
organisierte Integrationsmaßnahmen stehen vor der 
Herausforderung, das Beharren von unten auf fragmentierte, 
spezialisierte (und dadurch bestenfalls wirksame) Systeme 
und das Streben von oben nach Vereinheitlichung von 
Systemen (mit der Gefahr, lokale Wirksamkeit zu 
beeinträchtigen) miteinander zu verhandeln. Das Streben nach 
Vereinheitlichung technischer Systeme kann ebenso als 
Zuständigkeitskonkurrenz und Abgabe von Kompetenzen, 
Autonomie oder Kontrolle über Ressourcen erfahren werden, 
beispielsweise dann, wenn die für die lokale Bearbeitung eines 
Prozesses (Baugenehmigung) notwendige Fachkompetenz 
einem IT-strategischen Imperativ der Gesamtstadt 
untergeordnet wird. 

Es gilt zu bestimmen, welche Aspekte von Digitalisierung 
zentral und welche dezentral gesteuert werden müssen. Sofern 
dies nicht von Beginn an geplant werden kann, kann sich diese 
Verteilung im Laufe einzelner Projekte verschieben und 
erfordert mitunter spezifische Anpassungen.  

Dies kann ein Dilemma sein. Denn zum einen sind klare 
Zuständigkeiten wichtig, zum anderen ist nicht 
auszuschließen, dass fallspezifische Anpassungen 
Abweichungen von diesen Zuständigkeiten erfordern. Auf 
einer abstrakteren Ebene ließe sich dieses Zusammenspiel als 
eine Mikro-Variante des Collingridge-Dilemmas verstehen 
[17, p. 127]. An anderer Stelle wurde es auch das Problem der 
„blind giants“ genannt [26, p. 154]. Es bezeichnet 
vornehmlich ein Steuerungsdilemma zur Regulierung von 
Technologien auf Makro-Ebene: zu dem Zeitpunkt, zu dem 
technologische Entwicklungen noch gut gesteuert und 
reguliert werden können, fehlt tendenziell das Wissen über 
schlussendliche Risiken und Nutzen der Technologien. Sind 
Probleme und Risiken bekannt, ist die Entwicklung von 
Technologien meist bereits fortgeschritten, so dass 
Kursänderungen und Steuerung sowie Anpassungen von 
Entwicklungen nur noch schwierig vorgenommen werden 
können. Die Parallele zu Kommunen kann sein, dass (zentrale 
wie dezentrale) Zuständigkeiten zu einem Zeitpunkt etabliert 
werden, wenn Wissen über Anforderungen, Probleme und 
Risiken noch nicht gänzlich vorhanden ist. 

3) Stabilität vs. Flexibilität 
Dies ist ein Spannungsfeld, welches vor allem digitale 

Infrastrukturen auszeichnet und mit dem Spektrum 
Gesamtstadt-Fachbehörde korrespondiert [26] [28]. Digitale 
Infrastrukturen (und entwickelte Visionen diesbezüglich) 
müssen hinreichend konkret sein, um Interoperabilität sowie 
gemeinsame Ziele gewährleisten zu können. Sie müssen aber 
ebenso ausreichend Flexibilität ermöglichen, falls 
inkrementell weitere Komponenten oder Ideen entwickelt 
oder ausgetauscht werden sollen, oder gesetzliche 
Anforderungen weitere Entwicklungen notwendig machen 
(siehe z.B. Registermodernisierung). 

Die Zeitlichkeit digitaler Infrastrukturen spielt hierbei eine 
nicht unerhebliche Rolle. In Anlehnung an Jay Lemkes 
Verwendung des aus der Evolutionsbiologie stammenden 
Begriffes der „Heterochronie“, betonen [29, pp. 107-108] die 
Relevanz sich überlagernder zeitlicher Skalen und Verläufe 
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bei digitalen Infrastrukturen, welche deren Entwicklung 
verkompliziert. Allgemein bezeichnet Heterochronie 
Variationen in den Parametern zeitlicher Veränderung 
verschiedener Teile eines Systems. Übertragen meint dies: 
Komponenten von technologischen Systemen sind mitunter 
veraltet, während sich dieses noch im Aufbau befindet; soziale 
Gruppen haben unterschiedliche (Lern-)Zyklen, sich 
Programme anzueignen; oder Interesse an der Nutzung von 
Anwendungen tritt auf, während Entwickler nur noch geringes 
Interesse und in der Folge weniger Kapazität für 
Instandhaltung und Aktualisierungen haben.  

4) Digitalisierung vs. Digitalität 
Im Englischen wird zwischen „digitization“ und 

„digitalization“ unterschieden. Ersteres meint den technischen 
Prozess von analoger in digitale Information, letzteres die 
Restrukturierung des ‚Sozialen‘ entlang (Möglichkeiten) 
digitaler Technologien [30]. Im Deutschen sind derartige 
Unterscheidungen zumindest im alltäglichen Sprachgebrauch 
weniger verbreitet. Gleichwohl gibt es Versuche, 
Digitalisierung als (nicht nur, aber eher technischen) Prozess 
von (einer Kultur der) Digitalität zu unterscheiden, welche 
nach Stalder eintritt, sobald Bedingungen, innerhalb derer 
Menschen handeln (und sich erfahren), maßgeblich durch 
digitale Medien und ihre Funktionsweisen konstituiert werden 
[31]. Digitalität wäre also das, was durch Prozesse der 
Digitalisierung ermöglicht werden kann. In den 
Politikwissenschaften wurde diesbezüglich eine 
Unterscheidung zwischen enger und weiter Digitalisierung 
vorgeschlagen [32]. 

Anwendungsbezogen gedacht, ließe sich auch der 
technische Prozess von Digitalisierung entlang eher enger 
oder weiter Digitalisierung aufmachen, wobei enge 
Digitalisierung die Überführung von Informationen in digitale 
Medien wäre, ohne zugrundeliegende Informationen 
grundsätzlich anders anzuordnen, während weitergehende 
Digitalisierung Informationen digital abbildet, aber durch die 
Logik der zugrundeliegenden Infrastrukturen neu ordnet (z.B. 
Plattformisierung). Ein schlechter (oder auch: ein guter) 
analoger Prozess wird nicht automatisch besser, wenn er 
digital nachmodelliert wird. Mit anderen Worten: eine 
Elektrifizierung analoger Prozesse führt nicht 
notwendigerweise zu erhofften Produktivitätssteigerungen, 
solange nicht die spezifische Wirkungsweise digitaler 
Infrastrukturen mitgedacht wird und Prozesse durch die Linse 
neuer Technologien mit angepasst werden. Dies wird auch als 
„productivity paradox“ bezeichnet [33, p. 233]. Das klassische 
Argument ist hier vom Ökonom Paul David: elektrische 
Dynamos waren schlechte Dampfgeneratoren und der 
Computer war eine schlechte Schreibmaschine, sodass es nach 
ihrer Einführung zunächst zu Produktivitätsrückgängen kam, 
bis neue Arten des Denkens durch die neuen Technologien 
entstanden und Ausdruck in Infrastrukturen fanden, die die 
neuen technologischen Möglichkeiten aufnehmen konnten.  

Auf der anderen Seite kann sich aus einer zu engen 
Fokussierung auf die Wirkungsweisen computerisierter 
Steuerung auch eine Tendenz der Disziplinierung einstellen, 
sobald der soziale Kontext von Digitalisierung ignoriert, 
andere nicht-maschinelle kognitive Modi untergeordnet 
werden oder eine Neuausrichtung von Prozessen zugunsten 
digitaler Technologien Menschen dazu anhält, wie ein 
Computer zu arbeiten [34] [35]. 

 

5) ‚Smart City‘ vs. ‚E-Government‘ 
Dies ist eher als konzeptuelles Spannungsfeld zu 

verstehen. In der Stadtforschung erhält das Thema städtischer 
Digitalisierung vor allem durch das Konzept der Smart City 
oder Digitalen Stadt Aufmerksamkeit. Verwaltungs- und 
politikwissenschaftliche Ansätze haben entsprechend ihres 
Forschungsobjektes tendenziell Konzepte wie E-Government, 
E-Governance oder E-Democracy im Blick. Welche 
räumlichen und materiellen Auswirkungen beispielsweise 
digitale Plattformen auf städtisches Leben und Arbeiten haben 
[36] [37] oder wie digitale Konzepte der Stadt vor allem durch 
Unternehmen öffentlichkeitswirksam gemacht werden, um 
neue Märkte zu erschließen [38],  sind eher Themen, die 
Stadtforschung beschäftigt. 

Im Bereich des E-Government hingegen geht es u.a. um 
Regierungs- und Verwaltungspraktiken, -strukturen sowie 
ihre Rolle in Regierungssystemen. Hier steht der räumliche 
oder spezifisch urbane bzw. städtische Aspekt, den v.a. 
stadtgeographische Arbeiten bemühen, weniger im Blick. 
Städtische Digitalisierung oszilliert also zwischen multiplen 
Begriffsverständnissen. Mal meint Stadt die administrative 
Einheit, mal ist ‚nur‘ die Kommunalpolitik gemeint, mal ist 
die Erfahrung von Stadtnutzenden gemeint (sowohl mit Blick 
auf Verwaltungsleistungen, als auch mit Blick auf das 
Erfahren von Stadt als gebaute Umwelt). Integrierte 
Stadtentwicklungskonzepte bearbeiten Digitalisierung 
tendenziell unter anderen Aspekten als es die E-Government-
Strategie des Bundes beispielsweise tut. Das hat 
Konsequenzen für die Organisation von Digitalisierung und 
daraus folgende Zuständigkeiten. 

6) Politik (Legislative) vs. Verwaltung (Exekutive) 
Eine verbreitete Perspektive auf Politikgestaltung ist die 

der Gewaltenteilung zwischen Legislative und Exekutive. 
Verwaltung kommt tendenziell letztere Rolle zu. Im Feld der 
Digitalisierung ist aber nicht ausreichend klar, welche Aspekte 
einer technischen Lesart von Digitalisierung u.U. politische 
Legitimationen erfordern und nicht einfach ‚ausgeführt‘ 
werden können. Wenn Verwaltungen die Grundlage für lokale 
Regierbarkeit politischer Sachverhalte bilden, beispielsweise 
durch die Erhebung von Daten, Planungsmodelle, Statistiken, 
dann können veränderte Umstände dieser Herstellung von 
Planbarkeit durch neue Technologien (wie digitale Medien), 
ggfs. politisch legitimierte Entscheidungen erfordern. 

7) Organisation von Digitalisierung vs. Organisation 
durch Digitalisierung 

Analytisch lassen sich Digitalisierungsbestrebungen in 
ihre Etablierung und ihre Effekte unterteilen. Im Feld der 
Digitalisierung kann das Thema der BürgerInnenbeteiligung 
mit Blick auf digitale Beteiligungsmethoden beleuchtet 
werden. Ebenso kann BürgerInnenbeteiligung in diesem Feld 
aber auch bedeuten, über eine Digitale Agenda abzustimmen. 
Ersteres meint Digitalisierung als Mittel zur Rekonfiguration 
einer Praxis, letzteres meint Digitalisierung als Objekt der 
Praxis. In konkreten Projekten lassen sich diese Dimensionen 
nicht immer einfach trennen. Wer eine Verwaltungsleistung 
digitalisieren möchte, muss antizipieren, welche Momente im 
Prozess durch digitale Mittel verändert werden und dadurch 
u.U. andere Anforderungen an den Herstellungsprozess von 
Digitalisierung als Objekt (von Governance, Organisation, 
Projektmanagement etc.) stellen. 
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8) Betroffenheit: Externalisierte Perspektive vs. 
Internalisierte Perspektive 

Gemeint ist die Betroffenheit des Themas der 
Digitalisierung von außen und von innen. D.h., ein 
Bürgerkonto mobilisiert BürgerInnen als Adressaten und 
Nutzende der Digitalisierung. Intelligente Verkehrssteuerung 
mobilisiert Verkehrsnutzende als Betroffene. Die 
Elektronische Akte wiederum mobilisiert tendenziell 
Verwaltungsmitarbeitende und Organisationsprozesse 
innerhalb der Verwaltung, während BürgerInnen nur indirekt 
betroffen wären (z.B. da künftig u.U. elektronische 
Interaktionsformen mit der Verwaltung möglich werden). Es 
kann hierbei ebenso zu Spannungen zwischen den 
Betroffenheiten kommen, beispielsweise zwischen 
effizienzorientiertem Verwaltungshandeln und 
Bürgerfreundlichkeit.  

9) Technisches Wissen vs. praktisches Wissen 
Das Verhältnis zwischen formalen und informalen 

Wissensbeständen ist gerade im Feld der Digitalisierung ein 
wirksames. Dort, wo Arbeitsroutinen in der Verwaltung 
explizit vorliegen und Handeln anleiten (wie z.B. in 
Formularen), sind Übersetzungen in digitale Technologien 
u.U. weniger problematisch als dort, wo technisches mit 
praktischem Wissen konkurriert. ExpertInnen der Bearbeitung 
von Bauanträgen wissen, dass bestimmte Momente in 
Baugenehmigungsprozessen politischer Intervention 
unterliegen, ein gewisses Maß an Auslegung (von Baurecht) 
ermöglichen oder bestimmte Funktionen notwendig sind, um 
im Fachbereich vorhandene Arbeitsweisen aufzufangen, die 
vom Protokoll abweichen. 

Ein IT-Beauftragter mag eine funktional effektive 
Datenmanagement-Lösung vorschlagen, um eine integrierte 
IKT-Infrastruktur aufzubauen. Diese Lösung wiederum kann 
aus fachlicher Hinsicht von Abteilungen abgelehnt werden, 
sofern sie nicht in der Lage ist, die für die Bearbeitung von 
Baugenehmigungen notwendigen praktischen Anforderungen 
angemessen abzubilden. Dies kann sich auf die 
Unvereinbarkeit mit anderen formalen Wissensbeständen 
beziehen (beispielsweise Baurecht und dessen Auslegung), 
sowie auf die lokal vorliegenden Arbeitsweisen. Die Aussage 
eines von uns befragten Gemeinderatsmitgliedes, das auch als 
ArchitektIn tätig ist, illustriert in leicht abgewandelter Form, 
wie dieses Spannungsfeld erfahrbar werden kann: 

„Das ist wie bei mir im Beruf, wenn ich ein CAD-
Programm oder ein Ausschreibungsprogramm habe. Man 
merkt einfach, der Programmierer ist nicht der Praktiker. Da 
gibt es manchmal beim CAD irgendwas, wünscht man sich 
einfacher oder eine Funktion, einen Text, ich schicke den 
rüber. Aber ich muss vorher fünf Sachen anklicken, bis ich den 
Text verschieben kann so irgendwas. Kann aber dafür ein 
vierfach gekrümmtes Tonnendach konstruieren, was ich 
sowieso nie brauche.“ (IV11:52) 

Das Spannungsfeld ließe sich unterschiedlich 
konzeptualisieren und weiter abstrahieren. In der Literatur 
finden sich unterschiedliche Begriffspaare, die sich im Detail 
unterscheiden, aber eine ähnliche Spannung problematisieren. 
Der Politikwissenschaftler und Anthropologe James C. Scott 
beispielsweise kontrastiert das aus staatlicher 
Regierungsperspektive notwendige ‚techne‘ zur Herstellung 
von Regierbarkeit mit lokalen Wissensbeständen der ‚metis‘, 
zu welchen erstere in Konkurrenz stehen können [39]. In 
Anlehnung an Michael Polanyi’s „tacit knowledge“ [40], d.h. 
implizitem Wissen, das unausgesprochen vorliegt und nicht 

einfach explizierbar ist, unterscheidet der Soziologe Harry 
Collins zwischen explizitem und implizitem Wissen [35]. 

Der Unterschied zwischen explizitem und implizitem 
Wissen verweist auch darauf, dass die Spannung zwischen 
technischem und praktischem Wissen nicht notwendigerweise 
von der Nähe zum Arbeitsgegenstand abhängt, wie es die o.g. 
Beispiele nahelegen könnten. Vielmehr finden wir im Material 
auch Hinweise darauf, dass es beispielsweise bei der 
Bearbeitung von Bauanträgen Routinen gab, deren Relevanz 
erst auffiel, als man begann digitale Anträge zu bearbeiten.  

10) Funktionalität vs. Normativität 
Was aus Perspektive der Softwareentwicklung 

funktionieren mag, kann sich in der Praxis als wenig 
handhabbar (1) oder politisch unerwünscht herausstellen (2). 
Technologien können funktionieren, aber als wenig sinnvoll 
erachtet werden. Umgekehrt können für sinnvoll erachtete 
Technologien wenig funktional (oder schlecht skalierbar) sein. 

11) De facto Standards vs. de jure Standards 
Vor allem digitale Infrastrukturen sind im Vergleich zu 

analogen Bearbeitungsstrukturen weitaus stärker auf 
bestimmte Standards angewiesen, die Interoperabilität 
ermöglichen. Während ein Blatt Papier in allen 
Verwaltungsabteilungen, unabhängig dessen, was auf ihm 
steht, ein Blatt Papier bleibt, sind digitale Sprachen zwischen 
IT-Systemen vielfältiger und erfordern Vereinheitlichungen 
der Sprachen oder Übersetzungen zwischen diesen Sprachen. 
Insofern kommt dem Feld der Standardisierung eine wichtige 
Rolle bei der Implementierung digitaler Systeme und 
Kommunikationsinfrastrukturen zu. Der Bund gibt bereits an 
vielen Stellen Standards zur Kommunikation vor, ein Beispiel 
ist das XOEV-Rahmenwerk, welches Datenstandards setzt. 
Die top-down-Gestaltung solcher Standards ist aber 
eingeschränkt durch die historisch unterschiedlich 
gewachsenen Infrastrukturen in deutschen Verwaltungen und 
deren Verortung in öffentlicher und privater Hand. D.h., de 
jure-Standards treffen auf de facto-Standards. Erstere sind 
gesetzlich vorgegeben, letztere (v.a.) durch 
Marktmechanismen herausgebildet. Google ist ein de facto 
Standard im Bereich Suchmaschinen, Microsoft Office-
Programme sind in bestimmten Anwendungsbereichen de 
facto-Standard bei Büroprogrammen. Diesen Programmen 
zugrundliegende (technische und häufig proprietäre) 
Standards sind nicht formal festgelegt. Es gibt keine 
vertraglichen Bindungen, diese nutzen zu müssen. Vielmehr 
gestalten Netzwerkeffekte mit, dass sich bestimmte 
Programme durch Marktmacht etablieren konnten, als ob sie 
einen Standard darstellen würden. Erfolgreiche 
Folgetechnologien werden auch daran gemessen, inwiefern 
sie Schnittstellen zu diesen de facto Standards herstellen 
können. Im Bereich der Verwaltungsdigitalisierung kann sich 
dieses Spannungsfeld im Feld der Fachanwendungen 
ausdrücken, sobald die Wahl spezifischer Programme durch 
die Anschlussmöglichkeiten an alte Fachanwendungen 
limitiert werden. Dies geht in zwei Richtungen. Zum einen 
gibt es Hürden bei der Herstellung von Schnittstellen aus neu 
angeschafften Anwendungen in die bisherige 
Fachanwendung, zum anderen ist die Herstellung von 
Schnittstellen zu de facto Standards (wie Email/Outlook, 
Word, PDFs) aus den bisherigen oder geplanten 
Anwendungen heraus eine Herausforderung. 
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B. Erfolgsbedingungen 
Da sich Ludwigsburg inmitten eines 

Umstrukturierungsprozess befindet und auch Teilprojekte wie 
das Digitale Bauamt nicht abgeschlossen sind, ist eine 
eindeutige Identifizierung von Erfolgsfaktoren noch nicht 
möglich, zumal spezifiziert werden müsste, wessen Erfolg 
gemeint ist. Es lassen sich aus dem Material aber ein paar, 
zunächst unsortierte, Bedingungen aus dem Scheitern 
vergangener Digitalisierungsprojekte in Ludwigsburg 
ableiten. Diese sind zunächst vor dem Hintergrund des 
Materials aus Ludwigsburg zu verstehen. Inwiefern sind die 
folgenden Generalisierungen noch tentativer Art. 

1) Schnittstellen zwischen Kommunalpolitik und 
Verwaltungsabteilungen 

Digitalisierung erfordert eine integrierte Bearbeitung, da 
sie ressortübergreifende Betroffenheiten erzeugt. In der 
Vergangenheit wurde Digitalisierung in Ludwigsburg primär 
ohne die Einbindung des Gemeinderates und der 
Fachbehördenleitungen vorangetrieben. Ein organisatorischer 
Unterbau innerhalb der Verwaltung ist aber Voraussetzung, 
dass Digitalisierungsambitionen auch tatsächlich umgesetzt 
werden können. Der Gemeinderat als politisches Gremium 
wurde außerdem über Entscheidungen nur informiert. 
Dadurch konnte dieser zunächst keine Voraussetzungen 
schaffen, die es Fachbehörden ermöglicht hätten, 
Digitalisierung gemeinsam umzusetzen. Kooperationen mit 
verwaltungsexternen Akteuren müssen in interne 
Verwaltungsstrukturen integriert werden. Dies gilt auch für 
wissenschaftliche oder wirtschaftliche PartnerInnen, deren 
Arbeit von verwaltungsinternen Bewertungsmechanismen 
gerahmt sein muss. Soll eine Digitalisierungsstrategie oder 
Agenda diesen Rahmen bilden, können Defizite bei der 
Umsetzung entstehen, sobald die Entstehung vor allem 
externalisiert wird. Dies gilt auch für die Einbindung 
zivilgesellschaftlicher Expertise und bürgerschaftlicher 
Bedarfe, die auf dem Weg dorthin gesammelt werden. In 
Ludwigsburg führte man ambitionierte Zukunftskonferenzen 
durch, deren Ergebnisse fanden jedoch keinen Eingang in die 
schlussendlich verabschiedete Digitale Agenda und erhielten 
aufgrund mangelnder Schnittstellen zu 
Digitalisierungsprojekten keine angemessene 
Berücksichtigung. 

2) Unterstützung durch den Oberbürgermeister 
Eine Bedingung für eine erfolgreiche, vor allem 

weitergehende Auseinandersetzung mit kommunaler 
Digitalisierung ist die Unterstützung durch die politische 
Leitung. Ohne eine solche Unterstützung kann es sich als 
schwierig erweisen, Steuerungseinheiten in der Verwaltung zu 
etablieren und Budgets freizustellen. Das Material legt aber 
nahe, dass sie kein Garant für erfolgreiche Umsetzungen sind. 
Das scheint vor allem dann zuzutreffen, wenn sich 
Digitalisierungsinitiativen ausschließlich auf den 
Oberbürgermeister (OB) beschränken und dieser 
Digitalisierungsziele ohne Einbindung der 
Dezernatsleitungen, Gemeinderat und Fachbereichsleitungen 
verfolgt. 

3) Unterstützung durch die Verwaltungsspitzen 
In Ludwigsburg ist die Verwaltung in vier Dezernate 

aufgeteilt. Deren Leitungen bilden der OB, die Erste 
Bürgermeisterin, sowie zwei weitere BürgermeisterInnen. Als 
Schnittstelle zwischen Kommunalpolitik und 
Verwaltungsabteilungen sind sie es, die koordinierend in die 
dem Dezernat zugeordneten Fachbereiche wirken können. 

4) Vertrauen 
Unterstützung durch den OB und die Verwaltungsspitzen 

sind auch dadurch geprägt, welches Vertrauen untereinander 
implementierten Strukturen zur Bearbeitung von 
Digitalisierung zuteil wird. 

Auch wenn der neue Fachbereich in Ludwigsburg noch 
jung ist, zeichnete sich in den Befragungen ein 
vertrauensvolleres Verhältnis mit der Leitung ab. Dazu gehört 
die Bereitschaft, Bedarfe innerhalb der Verwaltung 
abzufragen und die Kapazität, Strategien entsprechend daran 
auszurichten. Vertrauen garantiert keine erfolgreiche 
Digitalisierung, ist aber eine notwendige Bedingung. 

5) Querschnittseinheit 
Gerade das Querschnittsreferat für nachhaltige 

Stadtentwicklung hatte in Ludwigsburg für erfolgreiche 
Projektarbeit gesorgt, ehe es beim Thema Digitalisierung einer 
Neustrukturierung unterlief. Da digitale Infrastrukturen sich 
nicht nach Ressortgrenzen richten und ihre Wirksamkeit vor 
allem vom Maß der Integration geprägt ist, bieten sich 
Querschnittseinheiten innerhalb der Verwaltungen an, das 
Thema zu bearbeiten. Manche Kommunen schaffen dafür 
einen Beauftragten (oder: CDO, CIO, …) und/oder einen 
eigenen Fachbereich. Das Material legt nahe, dass die 
Einstellung eines Digitalisierungsbeauftragten (oder eines 
kleinen Teams) nicht notwendigerweise dieser 
Querschnittsfunktion gerecht werden kann. Ferner ist die 
Wirksamkeit davon abhängig, wie das Zusammenspiel mit 
anderen Abteilungen gestaltet ist. Dieses hängt wiederum vom 
Vertrauen und der Unterstützung durch Verwaltungsspitzen 
ab. Auch wenn Rufe nach einem eigenen Fachbereich (oder 
auf Bundesebene Digitalministerium) häufig zu hören sind, 
wenn es um Digitalisierung geht, kann es ebenso sinnvoll sein, 
auf vorhandene Strukturen zurückzugreifen. Dies kann 
kompetenz- und personalstarke Abteilungen betreffen, deren 
Arbeit innerhalb der Verwaltung durch Rückhalt und 
Vertrauen gekennzeichnet sind. Es können ebenso Referate 
oder andere in der Vergangenheit etablierte 
Verwaltungsstrukturen sein, die in mehrere Fachbereiche 
hineinwirken oder in denen Fachbereiche zusammenkommen 
und bereits Ebenen übergreifend miteinander arbeiten. Ein 
weiteres Merkmal solcher Querschnittseinheiten kann sein, 
dass Digitalisierung bereits thematisch bearbeitet wird 
(beispielsweise durch die Linse eines Referates für 
Klimaschutz) und nicht als separates, womöglich technisches 
Handlungsfeld. 

6) Integration von Technik und Organisation 
Eine große Herausforderung, die bei kommunaler 

Digitalisierung auftreten kann, ist die Überbetonung der 
technischen Dimension. Es kann überraschend sein, welche 
organisatorischen Konsequenzen sich ergeben, sobald 
vormals analoge Bearbeitungsmomente in 
Verwaltungsprozessen digital ablaufen sollen. Technische 
Komponenten und die Organisationsentwicklung sind eng 
miteinander verwoben. Durch das enge Wechselverhältnis 
werden bei der Umsetzung digitaler Arbeitsweisen fast 
unweigerlich unvorhergesehene Herausforderungen auftreten, 
derer man sich vorher nicht bewusst war. Dies kann die 
Bedeutung von Arbeitsschritten umfassen, die bislang nie 
explizit oder verschriftlicht abgelegt wurden, aber eine 
essenzielle Funktion in der Bearbeitung erfüllen. Dazu kann 
beispielsweise die Bedeutung von Sichtvermerken und 
handschriftlichen Notizen für die Übersicht gehören. 
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Idealerweise findet dieser Umstand Ausdruck in 
Steuerungseinheiten, die beide Dimensionen abbilden können. 
Ein Fachbereich für Digitalisierung benötigt enge 
Schnittstellen zur Organisationsentwicklung oder ist 
idealerweise auch für diese Themen zuständig. In 
Ludwigsburg gibt es eine Trennung zwischen dem 
Fachbereich der Digitalisierung und IT und dem der 
Organisationsentwicklung und des Personals. Dieser 
Trennung begegnet man mit projektbasierten Schnittstellen, 
an denen beide zusammenarbeiten. Wichtig ist jedenfalls vor 
allem bei Verwaltungsdigitalisierung, die organisationale 
Dimensionen von Digitalisierung mitdenken und bearbeiten 
zu können. 

7) Vision 
Gerade, weil die Stadt von vielfältigen Verständnissen der 

Digitalisierung betroffen ist, wird es notwendig sein, ein 
eigenes Arbeitsprogramm zu erstellen, das die lokale Realität 
aufnehmen und im Rahmen weitergehender städtischer 
Entwicklungsziele gestalten kann. Gegenwärtig fehlt es noch 
an einer gesamtstädtischen Vision, die durch die Formulierung 
eines gemeinsamen Ziels die unterschiedlichen Interessen 
innerhalb der Verwaltung verbindet. Eine Vision sollte 
hinreichend konkret sein, um Digitalisierungsaktivitäten an ihr 
messen und gegebenenfalls neu ausrichten zu können. Eine 
Vision legt außerdem einen wertebasierten Rahmen vor, an 
welchem sich einzelne Projekte ausrichten sollten. 
Idealerweise erzeugt eine Vision gemeinsam getragene Ziele 
und vereinheitlicht die vielfältigen Digitalisierungsbilder und 
–zwecke, die inner- und außerhalb der Stadtverwaltung 
auftreten. Wenn z.B. entscheidungsverantwortliche Beteiligte 
zum Zwecke der Einsparung Digitalisierung vornehmlich als 
kommunalfinanzielles Instrument verstehen, andere 
wiederum den Nutzen für Antragsstellende in den 
Vordergrund stellen, andere wiederum den Arbeitsaufwand 
für Mitarbeitende durch standardisierte Aufgaben verringern 
wollen oder städtische Probleme durch eine neue Datenbasis 
effektiver bearbeitet sehen, kann es zu einer Konkurrenz 
dieser unterschiedlichen Ziele, Hoffnungen und Motivationen 
kommen. Diese kann zur Folge haben, dass beispielsweise bei 
der Höhe zugewiesener Haushaltsmittel Uneinigkeit herrscht, 
oder bei der gemeinsamen Arbeit in Gremien oder 
Lenkungsgruppen Grundsatzdebatten entstehen und nicht 
‚alle an einem Strang ziehen‘. 

8) Personalressourcen 
Ein neuer Fachbereich kann nur so effektiv wie sein 

Personal sein. Kommunen können IT-Fachkräften in der 
Regel nicht die Konditionen der Privatwirtschaft bieten. Die 
Rekrutierung von geeignetem Personal setzt ferner voraus, 
einschätzen zu können, welches Kompetenzprofil für 
kommunale Digitalisierung erforderlich ist. Personalmangel 
ist aber auch im Bestand ein großes Thema. In Ludwigsburg 
wird beispielsweise neben dem alltäglichen Geschäftsbetrieb 
am digitalen Bauamts-Projekt gearbeitet.  

9) Klare Zuständigkeiten 
Was auf Bundes- und Landesebene gilt, gilt auch im 

kommunalen Kontext. Aus den Befragungen ging hervor, dass 
manche IT-seitigen Entscheidungen, wie beispielsweise die 
Nutzung eines Videokonferenzprogrammes, für 
Gemeinderatsmitglieder nicht nachvollziehbar waren. Ebenso 
gab es Bedarfe, neue Programme und Hardware nicht nur zur 
Verfügung gestellt zu bekommen, sondern auch 
Ansprechpersonen bei der Einrichtung zu haben. Diese 
Situationen können ein Anzeiger für unklare Zuständigkeiten 

sein, welche in der Verwaltung fragmentiert vorliegen und erst 
erfragt werden müssen. Wenn digitale Technologien den 
Arbeitsalltag zunehmend unterstützen und prägen sollen, sind 
klare Zuständigkeiten bei Rückfragen notwendig. Das gilt 
ebenso für geplante Digitalisierungsprojekte. Es muss allen 
Beteiligten klar sein, wer welche Entscheidungen treffen kann 
und wer für die Umsetzung dieser Entscheidungen schließlich 
verantwortlich ist. 

VI. ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK 
Ziel des Aufsatzes war die theoriegeleitete Identifikation 

von empirisch validierten Erfolgsfaktoren der digitalen 
Transformation kommunaler Verwaltung im Bereich 
„Digitales Bauamt“ auf Basis einer Case Study mit der Stadt 
Ludwigsburg und Desk Research. Spezifischer wurde ein 
theoretisch fundierter und empirisch validierter Beitrag dazu 
geleistet, erste rechtliche, institutionelle, prozessuale und 
ideative Erfolgsfaktoren der Implementation und Umsetzung 
des OZG im Rahmen eines Multi-Level Governance Ansatzes 
vorzulegen.  

In der nächsten Projektphase sollen die Limitationen einer 
Case Study durch eine Erweiterung auf eine small N Studie 
erweitert werden. Hierzu soll der Roll-Out der Einer für Alle 
(EfA) Lösung „Digitales Bauamt“ aus Mecklenburg-
Vorpommern in ausgewählten Kommunen Baden-
Württembergs begleitet werden (https://www.digitale-
baugenehmigung.de). Dieser Schritt wird es uns ermöglichen, 
systematische Zusammenhänge zwischen den im Paper 
skizzierten Spannungsfeldern, Typen von (Mehrebenen-
)Governance und der Qualität von kommunalen 
Digitalisierungsprozessen zu identifizieren. Auf dieser Basis 
sollen schließlich von den Konsortialpartnern 
Politikempfehlungen ausgesprochen und 
Weiterbildungsangebote entwickelt werden.  
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